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Oinderbeiten in Deutschland
und ydolen

Aus Beuthen , 12 . Februar , wird uns geschrieben :
Über die zuvorkommende Behandlung , die der Ver -

tfttid der Polen in Deutschland erfährt , hat kürzlich der
^ iatolik Codzienny " u . a . folgendes geschrieben :

„Neulich haben sich die Herren Malezewski und Szepa -
niak als Vertreter des Bundes der Polen in Oberschle -
sien auf Einladung der deutschen Behörden in das Regie -
rungsgebäude begeben , wo sie , wie die „Nowine Cod -
zienne" berichten , vom Oberpräsidenten Dr . Proske emp -
fangen wurden . Der Herr Oberpräsident bemerkte am
Eingang , daß es sein Wunsch war , die rechtlichen Vertreter
der polnischen Organisation zu begrüßen , um mit ihnen
engere Beziehungen einzugehen und die Angelegenheiten
zu besprechen, welche die polnische Minderheit angehen .
Weiter versicherte der Oberpräsident , daß er sein Amt
im versöhnlichen Sinn führen will . Für ihn gibt es nur
Bürger mit gleichen Rechten und gleichen Pflichten . Zu
den Rechten gehören auch diejenigen , die im Genfer Ver -
trage festgelegt sind . Die Durchführung des Genfer Ver -
träges erachtet der Präsident als eine heilige Pflicht für
sich selber und die ihm untergeordneten Organe . . . Des -
wegen könnte sich der Verband der Polen in allen Ange -
legenheiten vertrauensvoll an ihn imd an seine Beamten
wenden .

In der Antwort erkannte Malezewski dankbar die BS-
reitwilligkeit des Präsidenten an , mit dem Verbände der
Polen zu arbeiten . Der Redner sieht darin eine wichtige
Garantie für die Eintracht und das harmonische Zusam -
menleben . Wenn sich auch die polnische Minderheit über
die verschiedenen Schwierigkeiten , mit denen sie kämpfen
müssen wird , klar ist, so zweifelt sie doch nicht , da sie vol¬
les Vertraue « in die edlen Gefühle des Präsidenten setzt,
daß ihr Gerechtigkeit widerfahren wird . Herr Szepaniak
knüpfte an die Worte des Vorredners an und betonte be-
sonders , daß die Tätigkeit des Verbandes der Polen dahin
gerichtet ist, die Geister zu beruhigen und alles zu bekämp -
fen, was der polnischen Minderheit als antistaatliche Tä¬
tigkeit ausgelegt werden könnte . Auf Wunsch des Prä -
sidenten legte der Redner einige Angelegenheiten vor ,
welche das Schulwesen betreffen . Damit war die Kon -
ferenz beendet . Die Vertreter des Verbandes der Polen
nahmen von dieser Besprechung den besten Eindruck nach
Hause."'

So erkennen also selbst die Polen die Loyalität der Be -
Hörden in Deutsch -Oberschlesien an . Wie aber sieht es in
Polnisch - Oberschlesien aus ? Herr Witos hat als Mini -
sterpräsident unter Mißachtung der durch die Genfer Ab-
machungen verbürgten Gleichberechtigung der Minder -
Herten das böse Wort von den polnischen Wirten und
den deutschen Gästen geprägt .

Und bei den Worten ist es nicht geblieben . Kein Gerin -
gerer als Präsident Calonder hat in .den letzten Monaten
wiederholt die hinterlistige Unterbindung des deutschen
Anspruchs auf eigene Schulen durch die polnischen Behör -
den scharf rügen müssen . Einer dieser Fälle betraf die
Unterbringung einer deutschen Schule in Rybnik . Diese
Angelegenheit , in der Herr Calonder schon im vorigen
Herbst eine scharfe Verwarnung an die Polen richten
mußte , hat sich inzwischen , wie wir zuverlässig erfahren ,
folgendermaßen weiterentwickelt :

Der Magistrat in Rybnik hat der dortigen privaten höhe -
ren deutschen Minderheitsschule , die von ihr benötigten
Räumlichkeiten trotz der Stellungnahme des Präsidenten
der Gemischten Kommission bisher nicht zugewiesen . —
Der Deutsche Bezirksschulverein hat daher in seiner Be -
schwerdeschrift, betreffend das Privatschulwesen , u . a . auch
darauf hingewiesen , daß die Schule in Rybnik wegen
Raummangels noch nicht im Betrieb sei.

Da das polnische Minderheitsamt den ihm von Herrn
Calonder gestellten Termin hatte verstreichen lassen , ohne
dem Präsidenten der Gemischten Kommission mitgeteilt
zu haben , „wie die zuständige Verwaltungsbehörde die
Angelegenheit erledigt , und ob und wie sie dabei die
Stellungnahme des Präsidenten berücksichtigt habe "

, hat
Herr Calonder den Beschwerdeführern seinerzeit anHeim -
gegeben , die Angelegenheit nunmehr dem Völkerbunds -
rat zu unterbreiten . Der Syndikus des Deutschen Volks -
bundes , Herr Landgerichtsrat a . D . Dr . Warschauer , hat
daraufhin die Beschwerde an den Völkerbundsrat einge -
reicht. Eine Antwort ist ihm hierauf bisher nicht zuge -
gangen ,

' Kürzlich ist nun dem Deutschen Bezirksschulverein sei-
tens der Schulabteilung der Wojewodschaft mündlich zu -
gesichert worden , daß der in Rode stehenden Schulanstalt
die nötigen Räume würden zugewiesen werden , sobald
eine zur Leitung der Anstalt seitens der polnischen Behör -
den autorisierte Persönlichkeit einen entsprechenden An -
trag stellen werde .

Der Bezirksschulverein vermutet wohl mit Recht , daß
die polnische Schulbehörde auf diese Weise der Eröffnung
der Schule neue Schwierigkeiten in den Weg zu legen
sucht, indem sie es ja in der Hand hat , jede ihr in Vorschlag
gebrachte Persönlichkeit als „nicht genehm " zu bezeichnen .

Und selbst wenn diese eine Angelegenheit sich schließlich
noch befriedigend regeln sollte , so ist doch die bei ihr an -
gewandte monatelange Verschleppungstaktik ein Beweis
dafür , wie wenig die von polnischer Seite anerkannte
deutsche Loyalität von den polnischen Behörden erwidert
wird .

Miederzusammentritt
des IKeickstags

Die Pfalzinterpellationen
Der Reichstag ist am Mittwoch wieder zusammengetreten

und hat fich mit der französischen Militärherrschaft und dem
Treiben der französischen Kreaturen der Separatisten in der
Pfalz und im Rheinland beschäftigt . Der Zentrumsabgeord -
nete Hosmann und der Demokrat Korell begründeten wirkungs -
voll die Interpellationen ihrer Parteien . Der deutschnationale
Abg . Schultz -Bromberg brachte einen Antrag seiner Partei
ein , der die Einführung der Todesstrafe und des Contumaeial -
Verfahrens gegen die separatistischen Hochverräter verlangt .
Der Antrag wird zunächst wohl den Rechtsausschuß be-
schäftigen .

Sitzungsbericht
W .T .B . Berlin , 20 . Februar .

Der Präsident Loebe eröffnet um *44 Uhr die Sitzung . Er
widmete dem verstorbenen Direktor des Reichstags Geheimrat
Jungheim einen Nachruf .

Auf der Tagesordnung stehen die Interpellationen des Jen -
trums und der Demokraten über die separatistische Gewalt -
Herrschaft in der Pfalz in Verbindung mit einem Deutsch -
nationalen Antrag , der das Hochverratsverfahren gegen die
Separatisten verlangt . Kommunistische Anträge auf Ände -
rung der Tagesordnung scheitern an dem Widerspruch der
Rechten .

Zu einer Vorlage über Rechtsschutzverträge mit Österreich er -
klärte Reichsaußenminister Dr . Stresemann : Ich benutze diese
Gelegenheit , um namens der Reichsregierung dem stammver -
wandten Österreich den wärmsten Dank auszusprechen für die
warmherzige Teilnahme und tatkräftige Unterstützung , die
wir in schwerster deutscher Not von Osterreich erfahren haben
( Lebhafter Beifall ) . Die vorliegenden Verträge sollen zur
weiteren Förderung der innigen Beziehungen dienen , die uns
mit dem befreundeten Nachbarstaat verbünden und die wohl
demnächst auch in einem deutsch- österreichischen Handelsvertrag
ihre « Ausdruck finden werden (Beifall ) . Die Verträge wer -
den in allen drei Lesungen einstimmig angenommen . Nach
der Annahme des Gesetzes über Danziger und Memelländischer
Rechtsangelegenheiten kommen

die Pfalzinterpellationen
zur Beratung .

Abg . Hofmann - Ludwigshafen (Zentr . ) begründet die Jen -
trumsinterpellation : Wir Pfälzer haben schreckliche Monate
hinter uns und noch ist der Horizont nicht ganz erhellt . Die
Pfalzfrage hängt eng zusammen mit der Rheinfrage , die die
deutsche Frage ist. Die französische Politik legt auf den Be -
sitz des Rheines viel mehr Gewicht als auf Reparationen . In
den letzten schweren Monaten hat uns Pfälzer die national !-
stische Meuterei in München schwer geschadet (Hört , hört) . Den
rechtsrheinischen Bayern müssen wir dringend raten , eine
kluge und zurückhaltende Politik zu treiben . Diese Mahnung
gilt besonders den jüngeren mussolinierenden Elementen (Hei -
terkeit und Beifall ) . Ohne Kahr wäre ein Fall Hoffmann -
Kaiserslautern und ohne Hoffmann -Kaiferslautern ein Fall
Heinz -Orbis nicht möglich gewesen . Ich kann bezeugen , daß
Kollege Hoffmann -Kaiserslautern nicht an eine Trennung der
Pfalz vom Reiche gedacht hat ; aber die Franzosen spannten

' ihre Netze so geschickt , daß ihnen die Leute ins Garn gingen .
Dann kamen mit französischer Hilfe die Separatisten . Von
diesen Leuten hatte im Durchschnitt jeder 20 Vorbestrafungen ,
einer hat es sogar auf 35 gebracht . Das nennt man in Paris
die „Freunde Frankreichs " . Zum Glück ist die Pfalz viel von
ausländischen Journalisten besucht worden . Wir können hier
von einer internationale » Offensive der Wahrheit sprechen
(Beifall ). Was in der Pfalz in den letzten Monaten an Un -

! terdrückung der Meinungsfreiheit geschah, das ist kaum jemals
in einem Kulturstaat vorgekommen . Poincare behauptete , die
französische Besatzungstruppe habe in der Pfalz einwandfreie
Loyalität gezeigt . Diese Behauptung wird widerlegt durch das
urkundliche Material , durch das nicht weniger als 100 Fälle
des Zusammenwirkens französischer Offiziere und Behörden

I mit den Separatisten nachgewiesen werden . Wir wünschen

I nur , daß der Befund des englischen Generalkonsuls Clive der
Öffentlichkeit übergeben wird , damit die Welt die Wahrheit

i erfährt ( Beifall ) . Wir haben eine Dankespflicht zu erfüllen
gegenüber der Charitas des Auslandes und gegenüber dem
Vatikan . Wenn man die rauhen Methoden verstehen will ,mit denen sich in den letzten Tagen die Erbitterung der Be -
völkerung gegen die Separatisten Luft machte , mutz man be-
achten , daß die Separatisten 20 Pfälzer brutal ermordet %i*
ben , ohne daß eines dieser Verbrechen von der Besatzungsbe -
Hörde gesühnt wurde (Hört , hört ) . Wenn die letzten Vorgänge
in Pirmasens von der französischen Regierung als Akte natio -
nalistischer Banden hingestellt werden , so fragt man , warum
sind den 60 Pirmasenser Bürger wegen dieser Vorgänge ver -
haftet worden ? Die Stabilisierung der deutschen Währung
war für uns ein Rettungsanker in höchster Not . Wir danken
der Reichsregierung dafür . Wenn es jetzt mit der Separa -
tistenherrschast in der Pfalz zu Ende ist, so ist das ein Sieg
deS Rechtes über die Macht. Die Politik Poincare muh Haß
und Rache säen . Wir wollen lieber bayerisch - deutsch sterben
als französisch verderben (Beifall ) . Wir halten die deutsche
Treue und die Wacht am Rhein . Uns soll nach den Worten
Hoffmanns von Fallersleben „ vereinen Deutschlands Freiheit ,
Deutschlands Einheit und in ihrer schönsten Reinheit Liebe
für das Vaterland ."

Abg . Korell (Dem . ) begründet die demokratische Jnterpel -
lation und spricht dabei -besonders über den Terror in Rhein -
Hessen . Die Banden waren bewaffnet von Franzosen , sie
wurden verpflegt in französischen Kantinen und befördert in
französischen Regiezügen , angeworben in halbamtlichen fran -
Mischen Gebäuden im Ruhrgebiet . Die ganze separatistische
Offensive scheint von französischen Generalstäblern organisiert
zu sein . General de Metz hat offenbar den Ehrgeiz gehabt ,die Leistungen des französischen Mordbrenners Melac zu er -
reichen . Bei der separatistischen Offensive handelt es sich um
einen unter Bruch aller Verträge gegen eine wehrlose Be .
»ölkerung unternommenen neuen Krieg , geführt durch den
Abschaum der Menschheit Deutschlands und der umliegenden
Länder . Von den mir bekannten Separatisten ist keiner mit
«weniger als 1 Jahr Zuchthaus vorbestraft . Die „ frohe Pfalz "
hat sich durch ihren tapferen Widerstand auch den Ehrennamen
die „ treue Pfalz " erworben . Die Ausgewiesenen sind beson-
ders froh , daß die führerlos gemachten pfälzischen .Einwohner
sich so tapfer gehalten haben . Wir müssen aber verlangen ,
daß die Alliierten endlich für die Zurückführung der Ausge -
»? iesenen sorgen . Wenn die Pfalz gehalten worden ist, soverdanken wir das nicht dem Münchener 9. November . Die
Pfalz ist gehalten worden durch die Demokratie im besten
Sinne des Wortes . Die deutsche Einheit ist nur zu halten
durch die demokratische Republik . Erst das Vaterland , und
immer wieder das Vaterland , dann erst das Besondere . (Bei -
fall . )

Abg . Schultz -Bromberg (Dntl .) begründet kurz einen Antrag
seiner Fraktion auf Erlaß eines Gesetzes mit folgenden Haupt -
bestimmungen : 1 . Für das Verbrechen des Hochverrats im be-
setzten Gebiet wird die Todesstrafe festgesetzt. 2. Das Reichs¬
gericht ist auch in Abwesenheit des Beschuldigten zur Abur -
teilung dieses Hochverrates berufen . 3. Als abwesend gilt ein
Deutscher m diesem Falle auch dann , wenn er im besetztenGebiete aufgehalten und seine Gestellung vor das Gericht
nicht ausführbar ist . 4 . Die Reichsanwaltschaft ist gehalten
sofort das Verfahren gegen diese Hochverräter einzuhalten .

Gegen 6 Uhr abends vertagt der Reichstag die Beantwor -
tung der Interpellation auf Donnerstag nachmittag 2 Uhr .

Die Fraktionen und die Regierung
Die Beratungen der Reichstagsfraktionen , die im Laufe deS

Mittwochs stattfanden , haben das Bild der Lage nicht wesent -
lich verändert . Beschlüsse wurden von den Fraktionen zunächst
nicht gefaßt . Man kann aber annehmen , daß das Zentrum ,
ebenso wie die Deutsche Bolkspartei und wohl auch die Demo -
kraten , der Regierung bei der Erörterung der auf Grund des
Ermächtigungsgesetzes ergangenen Notverordnungen keine
Schwierigkeiten machen werden . Die sozialdemokratische Frak-
tion hat die Berichte ihrer Unterausschüsse über die gewünsch -
ten Änderungen einzelner Notverordnungen entgegengenom -
men und eine Reihe von Anträgen einzubringen beschlossen.
Die Anträge beziehen sich auf die Aufwertungsfrage , die

i Mietssteuer , die Erwerbslosenfürsorge , die Arbeitszeitverord -
nung und andere Materien .

Im Laufe des Mittwochs sind die Besprechungen der Reichs -
regierung mit den Parteiführern fortgesetzt worden . Der Ver -
lauf dieser Besprechungen war einer Verständigung über die
weitere formelle Behandlung der zu erwartenden Abände -
rungsanträge zu den Verordnungen der Regierung nicht un -
günstig . Die Regierung , die am Dienstag die Stellung von
einzelnen Abänderungsanträgen von einer vorausgehenden in -
terfraktionellen Vereinbarung abhängig machte, schien am Mit -
woch bereit zu sein , für den Fall einer solchen interfraktionel -
len Verständigung auch einer Überweisung an die Ausschüsse
zuzustimmen .

Vorbereitungen für die Reichstagswahle »
Da die parlamentarische Lage vorerst noch sehr unsicher ist

und mit der Möglichkeit einer raschen Beendigung der gegen »
wärtigen Legislaturperiode des Reichstags immerhin gerechnet
werden muß , hat die Reichsregierung sich entschlossen, die
Borbereitungen für die kommenden Neuwahlen alsbald in die
Wege zu leiten . Der Reichsminister des Innern hat die Lan -
desregierungen durch Rundschreiben aufgefordert , die Gemein -
den anzuweisen , mit der Vorbereitung der Wählerlisten für
die Reichstagswahl sofort zu beginnen und die Arbeiten so zu
beschleunigen , daß die Listen am 23. März auslegungsfertig
sind .



Die Tsge In der pksl ;
Wer regiert ?

Iep n e*« er halbamtlichen , in der französischen Press « der -Nf^entlichten Meldung aus Koblenz über die zwischen demKreiSauSschuß und den Vertretern der verfassungsmäßigenPfalzregierung einerseits und dem interalliierten SonderauS -schuh andererseits getroffenen Vereinbarungen ist von einemdurch den Kreistag eingesetzten Regierungskomitee die Rede .Der Ausdruck „ Regierungskomitee " steht in Widerspruch zudem Wortlaut der getroffenen Vereinbarungen . Die recht -mähige Behörde in der Pfalz kann , wie aus Speyer berichtetwird , nur die bayerische Regierung sein . Da der RegierungS -Präsident der Pfalz von der Rheinlandkommission während desRhein - und Ruhrkampfes ausgewiesen wurde und nicht dieBefugnis zur Rückkehr in die Pfalz hat , werden die Regie -rungSgeschafte zurzeit von dem dienstältesten Beamten derbayerischen Regierung der Pfalz , Regierungsdirektor Stählerals stellvertretender Regierungspräsident geführt . Der KreiS¬auSschuß hat dem Sonderausschuß gegenüber lediglich die Ber -Mittlerrolle zwischen der bayerischen Regierung , der deutschenRegierung und dem Sonderausschuß zur Wiederingangsetzung' der rechtmäßigen deutschen Verwaltung in der Pfalz und dieVerantwortung für die Aufrechterha ' tung der Ruhe und Ord -nung übernommen , bis die von den Separatisten ausgewiese -nen und vertriebenen pfälzischen Beamten wieder in ihreDienstorte zu »ückgekehrt sind und ihren Dienst wieder aufge -
. nommen haben . Der Vorsitzende des Kreisausschusses hat esebenso wie der Kreisausschutz ausdrücklich abgelehnt , in irgendeiner Form die Regierungsgeschäfte der Pfalz zu übernehmen .In der Erklärung de? KreiSausschusses , die er dem Sonder -
auSschuß bei den Verhandlungen übermittelt , heißt es : „ Der
KreiSauSschuß betrachtet seine Mitarbeit als eine vermittelnde
zwischen den Herren Delegierten der Rheinsandkommissioneinerseits und der pfälzischen Bevölkerung , Bayerns und des
Reiches andererseits . Diese Mitarbeit soll eine vorübergehendesein bis ihr Zweck ( Wiederherstellung der Ruhe und Ordnungund Wiederingangsetzung der Verwaltung ) errei ^it ist . Kei -
neSfalls betrachtet sich der Kreisausschutz als eine durch die
Rheinlandkommission eingesetzte Regierung .

" Die Wieder -
inaangsetzung der öffentlichen deutschen Verwaltung in der
Pfalz wird durch die französische Provinzdelegation dadurch
sehr erschwert , daß sie sich auf den Standpunkt stellt , daß auch
diejenigen pfälzischen Beamten , die von den Separatisten ander Ausübung ihres Dienstes mit Gewalt verhindert wurden ,jedoch von diesen nicht aus der Pfalz ausgewiesen worden sind,ihren Dienst erst dann wieder aufnehmen dürfen , wenn ihrAntrag auf Wiederindienststellung von der Rheinlandkommis¬sion genehmigt worden ist . Dieser Standpunkt widerspricht der
getroffenen Vereinbarung , nach der nur die von den Separa -
tisten ausgewiesenen pfälzischen Beamten erst im Benehmenmit der französischen Provinzdelegation ihre dienstliche Tätig -
feit wieder aufnehmen dürfen .

Wie die . Franks . Ztg .
" aus Ludwigshafen meldet , erbebt

sick in der Pfalz immer allgemeiner der Wunsch , itatz die drei
Beauftragten der Hohen Kommission in Koblenz möglichst
schnell zurückkehren möchten , um selbst zu sehen , wie das Werk
der Befriedigung , um das sie sich bemüht haben , von den zu -
rückblerbenden französischen Besatzungsbehörden entstellt wird .
Für den Widerstand gegen Separatismus und für die offene
Auskunft , die den Koblenzer Herren gegeben worden ist, wird
jetzt Vergeltung geübt . Von überall kommen die Meldungenüber Verhaftungen , die unter den fadenscheinigsten Vorwän -
den vorgenommen werben . Am furchtbarsten ist die Lage in
Pirmasens , icher dessen Kot ja bereits eingehend berichtet wor -
den ist. Auch aus Kaiserslautern und Bad Türkheim werden

, neue Verhaftungen berichtet . In Dürkheim sind auch Geschäfte
geschlossen worden . Die dort angekündigten Weinversteigerun -
gen wurden verboten , weil es sich um „Versammlungen
handle . Dem pfälzischen Wirtschaftsleben « wachst daraus na¬
türlich großer Schaden .

Zu Pariser Meldungen über den Bericht des ÄoAenzer Un¬
tersuchungsausschusses an die Interalliierte Rheinlandkom -
Mission ist zu bemerken , daß es selbstverständlich keine »urze -
setzliche Verwaltung in Heidelberg gibt . Dort haben sich bisher
sowohl die von den Franzosen wie die von den Separatisten
ausgewiesenen Beamten der pfälzischen Kreisregierung auf -
gehalten . Solange infolge des von General 3k Metz beschützten
Separatistenterrors überhaupt keine rechtmäßige Regierungs -
behörde in Speyer vorhanden war , hat sich die Bevölkerung
natürlich an die vertriebenen Beamten jenseits des Rheins
gewandt . Jetzt amtiert wieder eine geordnete Regierungsbe -
Hörde in Speyer unter Leitung des Regierungsdirektors Stäh °
l«r , der den ausgewiesenen Präsidenten vertritt , und diese- Behörde empfängt ihre amtlichen Weisungen , soweit sie nicht
selbständig handelt , von München . Wenn der „Teinps " be -
richtet , daß die von den Separatisten vertriebenen Beamten
ihre Tätigkeit nur allmählich wieder aufnehmen können , so- gibt er hoffentlich nur sein« eigene Auffassung wieder . AIS
schändlich empfindet man aber in der Pfalz , daß eine Havas -
Meldung zu dem gleichen Gegenstand wieder von den „ geflüch -
teien Beamten " spricht . Wir wissen hier am besten , daß kein
pfälzischer Beav ' ter freiwillig seinen Posten und seine Heimat
verlassen hat . XSe große Mehrzahl ist durch die französische
Besatzungsbehörde ausgewiesen worden , die ihrer Grausamkeit
jetzt noch solche Beschimpfungen hinzufügt .

Eine Entscheidung des Generals Degoutte
Durch eine Entscheidung des Generals Degoutte wird mit -

geteilt , daß bei Beamten
'

die Aufhebung der Ausweisung
grundsätzlich nicht auch die Aufhebung der Amtsentsetzung be-deute . Wenn ein ausgewiesener und seines Amtes enthobenerBeamter ein neues Amt oder eine neue Anstellung im besetz-
ten Gebiet erstrebe , müsse er , falls die Besatzungsbehörde nicht
sofort die Erlaubnis erteile , neu ernannt und die Ernennungdem kommandierenden General zur Prüfung vorgelegt wer -
den . Der Beamte dürfe sein Amt auch nicht eher antreten ,bevor die ausdrückliche Erklärung deS Generals vorliege , daßkein Widerspruch der Besatzungsbehörde erhoben werde .

Die Vorgänge in Pirmasens
Über die gewaltsame Vertreibung der Separatisten aus Pir -

Wasens geht dem „Pfälzer Boten " noch ein Nachtragsbericht
zu , in dem es heißt : Es ist nur dem Perhalte » SchwaabS (des
Separatistenhäuptlings ) zuzuschreiben , daß so viel Blut floß ,was man am vergangenen Dienstag erreichen wollte , war nurder Abzug der Separatisten . Schwaab und seine Unterführerwurden rechtzeitig aufmerksam gemacht auf das Verlangen der
Bürgerschaft . Dafür spricht die Tatsache , daß bereits mittagsum 12 Uhr verschiedene Anhänger Schwaabs das Bezirksamt
verließen und seitdem mit unbekanntem Aufenthält verfchwun -
den sind . Schwaab selbst war zum Nachgeben nicht zu brin -
gen und verfolgte sein Ziel mit zäher Energie . Auch vor7 Uhr abends wäre den Separatisten noch ein besserer Abgang
beschieden gewesen , aber als dann durch ihre Schießerei Ber -
« undungen und Tod in die Reihen der Bürger getragen wur -
den , insbesondere Dr . Anstetts Tod sich wie ein Lauffeuer der -
breitete , da entbrannte die Wut des Lölkes . So läßt es sichauch erklären , daß die um Gnade flehenden Separatisten gegen11 Uhr nachts zurückgewiesen wurden . Selbst als ein Stoß -
trupp eingedrungen war und die Separatisten angesichts des

brennenden Bau » zur Übergabe aufforderte , bekam er als Zlnt -wort Revolverkugeln . Die Tragödie nahm ihren Lauf biszum unerbittlichen Ende .
Wie aus Kaiserslauter » gemeldet wird , ist der separatistischeBürgermeister Helfrich im Wald bei Münchweiler erschösse»aufgefunden worden .

iDebr flDüd ) !
Dr . Karl Müller , geschäftsführender Direktor der

Badischen Landwirtschaftskammer
Während des Krieges und auch in der Übergangszeit bis indie Gegenwart ist der Mangel an Milch in unserm Lande be¬sonders hervorgetreten . Neben den Schwierigkeiten des Be -zuges von Kraftfuttermitteln war es insbesondere die Zwangs -Wirtschaft und die damit verbundene künstliche Niederhaltungder Preise auf ein Matz , die die Milchproduktion als Sonder -zweck der Wirtschaft gänzlich unrentabel machte . Heute aber ,nachdem wieder bessere Vorbedingungen bestehen , mutz festge -stellt werden , daß die Milchergiebigkeit unserer Kühe durch -schnittlich eine durchaus ungenügende ist und nach dem Bei -spiel anderer Länder und Gegenden gewaltig gesteigert wer -den kann . Die Mittel und Wege hierzu sind gegeben ^ in derHebung des Futterbaues einerseits und in der planmäßigenDurchführung der Steigerung der Milcherzeugung nach denGrundsätzen der Sichtung und Fütterung der Kuhbeständenach Milchleistung andererseits ( Kontrollvereinsverfahren ) .Die Förderung des Futterbaues hat die Landwirtschaftskam -mer bereits seit Jahren in Angriff genommen und in denletzten Tagen durch die Aufstellung eines besonderen Grund -planes für die Förderung der Wiesen - und Weidewirtschaftunter Bereitstellung entsprechender Mittel in den Vordergrundihrer

'
Tätigkeit gestellt .

Unmittelbareren und rascheren Erfolg aber verspricht derzweite Weg , die Förderung der Milchproduktion durch Einfüh -rung des KontrollvereinsverfahrenS .
Dieses Verfahren besteht in der Hauptsache darin , daß dieKuhbestände der sich zu diesem Zweck zusammenschließendenLandwirte zunächst auf ihre augenblickliche Milchergiebigkeitnach Menge und Fettgehalt der Milch durch einen eigens hiezuangestellten Kontrollbeamten geprüft werden . Nach dem Er -gebnis der Prüfung werden alsdann möglichst sofort die Kühevon ungenügender Milchergiebigkeit ausgemerzt und durch an -dere milchergiebigere ersetzt . Sodann wird die Fütterung derMilchleistung angepaßt . Die Tiere , welche am meisten Milchgeben oder ihrer Anlage nach Steigerung der Milcherzeugungerwarten lassen , werden entsprechend besser gefüttert und diesso lange fortgesetzt , als das Mehr der Fütterung sich durch dieerhöhte Milchleistung noch bezahlt macht . Naturgemäß wirdder Landwirt alsdann besonders die Kälber derjenigen Tiereaufziehen , welche sich am milchergiebigsten gezeigt haben . Esist unausbleiblich , daß hierdurch die gesamte Milchproduktionder Tiere vorwärts gehen muß . Allein schon die Ausmerzungder schlechten Milchkühe und die bessere Ausnützung des ge -gebenen Futters durch die rationierte Fütterung nach Leistungmutz auch dann , wenn iin ganzen gar nicht mehr Futter ver -wendet wird , rasch zu einer Steigerung der Milcherträge unddamit auch der Milchablieferung und Versorgung führen .Das Verfahren ist nicht neu , es ist in andern Gegenden vonDeutschland , besonders aber auch im Ausland , z . B . in Schwe -den und Dänemark längst und mit großem Erfolg durchgeführt .Naturgemäß läßt es sich am besten anwenden in solchen Be -trieben , in denen eine größere Anzahl von Kühen gehaltenwird , denn je grötzer der Viehbestand eines Stalles , um sogrößer ist das . Interesse an der Steigerung der Milchleistung /und um so leichter läßt sich die gruppenweise Fütterung derKühe nach Milchleistung durchführen und umso geringer stellensich auch die Kosten des Verfahrens (Bezahlung des Kontroll -beamten ) je Kuh . Es bat demnach auch die größte Verbrei -tung gefunden in den Gegenden , in denen die Betriebe im all -gemeinen grötzer sind als wie bei uns . Die Erfahrungnamentlich in Schweden zeigt aber , daß das Verfahren großeund sehr erfolgreiche Durchführung auch in den bäuerlichenBetrieben gefunden hat .

Während bei uns durchschnittlich in den meisten Viehbestän -den eine Kuh voraussichtlich nicht mehr als 1800—2200 LiterMilch jährlich ergeben wird , ist n Schweden ln denjenigenGegenden , in denen das Verfahren hauptsächlich zur Einfüh -rung gelangt ist, die Milchleistung pro Kuh und Jahr auf über4000 Liter gestiegen . In den Tierbeständen in Ostergotlandensind sogar durchschnittlich Leistungen von 5000 Liter und mehrerzielt worden . Das Verfahren ist dort derart eingebürgert ,daß die Landwirte es unter keinen Umständen mehr vermissenmöchten und datz von jeder Kuh , die man kaufen oder verkau -fen will , einwandfrei nicht nur die eigene Milchleistung , son -dern auch diejenige der Abstammungstiere zuverlässig bekanntist. Die ganze Fütterung wird dort nur noch nach Milch -Ieistung und wirtschaftlicher Rentabilität bemessen . Datz dabeinicht nur die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der Betriebe '
aufeine hohe Stufe gestellt , sondern auch die gesamte Volkswirt -schast des Landes vorteilhaft beeinflußt wird , ist klar .DaS Vorstandsmitglied der Badischen LandwirtschaftskammerDr . h . c . Graf Robert Douglas - Langenstein hat nunmehr imJahre 1923 in seinem eigenen Betriebe in Langenstein beiEigeltingen in Gemeinschaft mit einer Anzahl gleichfalls inOberbaden gelegener anderer Betriebe die Milchleistungsprü -

fung nach dem schwedischen Muster eingeführt und eigensdazu einen Kontrollbeamten aus Schweden kommen lassen .Die Erfolge traten auch rasch hier ein .
Auf dem Gute der Badischen Landwirtschaftskammer inDorneck bei Waldshut , das sich ebenfalls der Durchführungdieses Verfahrens angeschlossen hat , ist die Milchergiebigkeitbereits in kurzer Zeit sehr bedeutend gesteigert worden . Esist gar kein Zweifel , datz allgemein auf diese Weise die Milch -

leistung unserer Kühe in kurzer Zeit um 1000 Liter jährlichim Durchschnitt gesteigert werden kann . Datz bei der Er -
reichung dieser Mehrleistung unsere Aufgabe noch lange nichtabgeschlossen ist, beweisen die anderwärts erzielten Erfolge ,wenn man auch berücksichtigen mutz , daß es sich in Skandi -navien und Norddeutschland um Viehrassen handelt , die vonHaus aus mehr auf Milchleistung gezüchtet worden sind al »unser badisches Fleckvieh.

Die Landwirtschaftskammer beabsichtigt nunmehr nach dem
günstigen Ausfall des von Graf Dr . Douglas - Langenstein imOberland unternommenen Versuchen das Verfahren allgemeinim Lande im Anschluß ao die von ihr ausgeübte Wirtschaft ?-
beratung durchzuführen . Sie verfügt über die hiezu erfor -
derlichen Kräfte und ist auch bereit , die erforderlichen Mittel
zu stellen . Sie will selbstverständlich alle gemachten Erfah -
rungen benützen , um das Verfahren so auszugestalten , datzeS den eigentümlichen Verhältnissen unseres Landes ge-
nügend Rechnung trägt . Zu den bereits erwähnten Vorteilenund Zielen des Verfahrens kommt neuerdings noch als trei -bende Kraft die veränderte wirtschaftliche Lage der Landwirt -
fchaft . Der Getreidebau ist in seiner Rentabilität in wenigenWochen so ? crabgedrückt worden , datz man mit größter Besorg »nis der Zukunft entgegensehen mutz . Naturgemäß tritt hier «
durch die Viehhaltung in den Vordergrund . In großem Um -
fange haben sich bereits landwirtschaftliche Betriebe bei der
Landwirtschaftskammer gemeldet , die sofort bereit sind , daS
Verfahren der planmäßigen Milchleistungssteigerung für ihren

Betrieb unter Leitung der Landwirtschaftskammer diführen .
Auch die Verwaltungen der großen Städte Karlsruhe unfcMannheim , die naturgemäß grötzteS Interesse an der Steige ,rung der Milchproimktion und einer gesicherten ausreichend « ,Milchversorgung aus dem eigenen Lande haben , sind an dieLandwirtschaftskammer wegen Einführung des besprochene»Verfahrens der Steigerung der Milchleistung in Baden heran ,getreten und haben sie dringlichst gebeten , sich sofort dieserAufgabe anzunehmen .

Politische Neuigkeiten
Die Pariser Sachverständigeuberatunge«

Der Reichsbankpräsident Dr . Schacht beabsichtigt Mittwochabend im Einverständnis mit den Sachverständigen nach Ber .Iin z-u reisen , um im Laufe der nächsten Woche wieder nachParis zurückzukommen . Die Zwischenzeit wird Dr . Schachtdazu verwenden , um die Gründung seiner Golduotenbank nachVerabredung mit den Sachverständigen vorzubereiten .Die sachverständigenkomitees haben Bericht über den Standihrer Arbeiten erstattet .
Laut „Chicago Tribüne " liegt jetzt der Schlußbericht de»Komitees DaweS in großen Umrissen nunm ^ r vor . Er wurdebereits Poincare von dem französischen Delegierten Pannen ,tier mitgeteilt . Der Bericht sieht die wirtschaftliche Räumungdes RuhrgebietS und eine rein geschäftliche Lösung deS Rep ».rationsproblems vor . Poincare hat sich grundsätzlich mit de»Schlußfolgerungen dieses Berichtes einverstanden erklärt . Jqeinzelnen haben die Sachverständigen folgende Gedankengängein ihrem Bericht entwickelt :
1 . Verzicht der Kontrolle der Eisenbahne « im Rhein - untRuhrgebist und Austausch eines allgemeinen Pfandrechtes ausdas deutsche Eisendahngebiet .
2. Begründung einer Emissionsbank mit einem Kapital von300 Millionen Goldmark . Bekanntlich wird der Sitz dieserBank ins neutrale Ausland verlegt . Die Direktoren sollenaus Finanzleuten irgend eines neutralen Landes erwähltwerden .
3. Im Hinblick auf die wirtschaftliche Gesundung Deutsch ,lands wird der Fortfall der verschiedenen französischen uichbelgischen Direktionsstellen , so insbesondere der Micum ver»langt .
4. Die Sachverständigen haben sich auf besonderen Wunschder französischen Regierung damit einverstanden erklärt , daßDeutschland nur ein zweijähriges und nicht , wie ursprunglichberichtet , ein dreijähriges Moratorium zugestanden wird . DerText des Berichtes befindet sich in den Händen von zwei Be-amten , die damit beauftragt sind, den britischen Wortlaut

aufzusetzen und auch den englischen Text zu bearbeiten .
ch

In unterrichteten Pariser Kreisen wird vor den Preffenach »richten über die angeblichen Beschlüsse der Sachverständige »gewarnt » da einstweilen endgültige Beschlüsse noch nicht gefaßtfeien und mindestens ein Teil der betreffenden Angaben nurauf Kombinationen beruht .
Die innerpolitischc Lage in Frankreich

Die Pariser Blätter erörtern nach wie vor den durch die
Frankenkatastrophe geschaffenen Ernst der Lage . Die Blätterder Linken fordern den Rücktritt PoincareS und die Auflö -sung der Kammer . Die „Victoire "

, die Millerand nahesteht ,siftrcibt , die Frankenbaisse sei das Werk Poincares . bei dessenRücktritt freudige Äußerungen in Deutschland Unangebracht' seien , da sein Verbleiben ' für F̂rankreich n^ch schlimmer sei.Frankreich sei in Gefahr , durch die verlorene Ruhrschlacht un »ter das angelsächsische Vasallentum zu kommen . Nur ei« Dil »tator könne Frankreich retten ! Man denkt dabei anscheinendan Clemenceau .
Die „ Journee Industrielle " nennt als Ursachen des Fran -

kensturzes die Nachfrage nach Pfunden und Dollar ? in Farn !«reich , die großen Verkäufe der Engländer und Amerikaner underst zuletzt die angebliche deutsche * Spekulation . Das Blattschreibt , man könne nicht genug darauf hinweisen , daß der An »stürm zur Abwärtsbewegung in Frankreich von Paris ausge »gangen sei. Auch der „ Temps " ist der Meinung , daß die jet -zige Krise aus dem Innersten Frankreichs hervorgegangen sei.Nervosität und Mangel an Vertrauen seien die Ursachen dergegenwärtigen Panik .
Die Gegner Poincares wünschen , wie aus ihren Organe «hervorgeht , augenblicklich allerdings seinen Sturz weniger alsseine bisherigen Freunde . Der Standpunkt der Oppositiongeht dahin , daß Poincare noch die Wahlen machen müsse , dasich nachher ergebe , daß er vollständig abgewirtschaftet Hab«.— Der „ Ouotidien "

schreibt : Niemals haben wir Poincareweniger gefürchtet als in dieser Stunde . Die „Ere Nouvelle "
drückt die Ansickt aus , die militärische Überwachung im Ruhr »gebiet sei sinnlos , wenn sie nicht im Einverständnis mit allenVerbündeten durchgeführt werden könne .

Der Deutsche Offiziersbund
Sitz Berlin SB . 9 , wendet sich mit einem Aufruf an die Öf¬fentlichkeit , in dem es u . a . heißt :

„40 000 sogenannte „ belgische Deportierte " haben dem In -ternationalen Gemischten Gerichtshof in Paris Enlschädi -gungSklagen unterbreitet , und dieser hat auch prompt den Pro -zeß gegen die deutsche Regierung eröffnet .Haben sich die Einbruchsmächte klar gemacht , welche Folgendiese Entscheidung für sie selbst haben muß ? Haben tie nichtdaran gedacht , daß Deutschland diesen sogenannten belgischenDeportierten , die im Kriege als Arbeitslose zwecks Behebunider durch Deutschlands Feinde geschaffenen wirtschaftlichenNotlage unter Beobachtung kriegsrechtlicher Grunajäfec znwirksamer Arbeit notgedrungenen berangezoaen wer en muß -ten , alle die vielen tausend Deutsch « gegenüberstellen kann,welche die Einbruchsmächte mitten im Friede » gegen jede völ«kerrechtliche und menschliche Satzung zur Bef < e0iq >n '̂ thre :räuberischen Gelüste von Haus und Hof verrieb :a hoben ?Haben sie nicht daran gedacht , oder glauben sie irgendwelcheGegenmaßnahmen von dem macht - und hilflo,e .r Deutschlandr tut fctfi' tc&ten zu müssen ?
Der Deutsche Offizierbund hält es für eine Ehrenpflichtzu solchen Gegenmaßnahmen das Erforderliche . in die Weg«zu leiten . Er will sich dieser Ausgabe nicht nur soweit ehema¬lige Offizier « und ihre Angehörigen betroffen sind , unter «

ziehen , sondern im nationalen Interesse ganz allgemein fürdie Ansprüche aller geschädigten Deutsche » jede » Standes nach»
drücklich eintreten und sie sobald als möglich zur Geltung zabringen versuchen . Er bittet daher alle , welche durch die wi»derrechtlichen Anordnungen der Einbruchsmächte Frankreichund Belgien Schädigungen irgendwelcher Art erlitten haben ,und bereit sind , sie geltend zu machen , um folgende Angaben :1 . Vorname , Name , Standes - und BerusÄbezeichnung . ge»naue Anschrift des Geschädigten .2. Ganz kurze und gedrängte , tunlichst amtlich bescheinigteDarstellung der erlittenen Schädigung und Angabe der Höh«der Entschädigungssorderung . — Unterschrift .Gestützt auf dieses Material wird dann der Deutsche Offi »

zierbund der Welt zeigen , daß Teutschland nicht gewillt ist,lede Vergewaltigung widerspruchslos hinzunehmen ."



9ie BeamtengehSller
«oll« , für de» Monat März nicht wi« in den letzten Monaten
in zwei Hälften , sondern zu zwei Dritteln zu Beginn d«S Mo»
natS und zu einem Drittel am 17. März gezahlt werden . Die
genannte Abschlagszahlung von zwei Dritteln soll dem
Wunsch« der Beamtenschaft entsprechend mit Rücksicht auf die
zum Monatsersten zu begleichenden größeren Ausgaben be»
reits am LS. Februar geleistet werden .

DaS Landeskartell Baden des Deutschen Beamtenbundes hat
in einer Eingabe an die badijche Regierung den Antrag ge-
stellt, sie möge sich für die Annahm« des vom Heimstättenamt
der deutschen Beamtenschaft ausgearbeiteten Entwurfes eines
BeamtenlandabfindungsaesetzeS verwenden u . selber Gelegenheit
zur Ansiedlung für abgebaute Beamte nach Möglichkeit schaffen .

*
Nach Berliner Blättermeldungen soll daS Reichsfinanznnnt -

sterium für den 1 . April d . I . eine nicht unerhebliche Er -
höhung der Beamtengehälter in Aussicht gestellt haben . Wie-
viel die Erhöhung im einzelnen betragen soll, stehe noch nicht
fest und hänge von der Gestaltung der Reichseinnahmen in
den nächsten Wochen ab.

Die Memel-Kom misston wieder in Genf
Die Memel- Kommissio« des Völkerbundes ist wieder nach

Genf zurückgekehrt, nachdem sie in Memel, $ ateno und War¬
schau mit den Behörden und Organisationen Fühlung genom-
men hatte. Die Kommission wird in Genf die dem Völkerbund
ün März vorzulegenden Vorschläge über die Organisierung
des Hafens und den Transitverkehr ausarbeiten.

Jim Memelland herrschte » ähnlich « Zustände wie i« der
Pfalz. Auch dort haben unter dem Schutz der litauischen Re-
gierung und des litauischen Militärs übelste Elemente die
Macht in den Händen . Das litauische Parlament hat den? Mi -
nisterpräsidenten Gialvanowski ein Mißtrauensvotum erteilt ,
»weil er in der Mcmelfrage die erforderliche Energie dermis-
sen habe lassen" . In Wirklichkeit hdndelt es sich entweder um
Überchauvinismus oder um bestellte Arbeit , denn im Memel-
land war daS Deutschtum bereits jetzt in einer Weise terro -
risiert , das kaum mehr zu übertreffen ist . Von der dem Me¬
melland versprochenen Autonomie ist bis jetzt keine Rode.

würze Dacdricdten
Die Reichsindcxziffer für die Lebenshaltungskosten (Er-

nährung , Wohnung , Heizung, Beleuchtung und Bekleidung)
beläuft sich nach den Feiststellungen des Statistischen Reichs-
amts für den 18. Februar auf das 1,05billionenfache der Vor-
kriegSzeit . Die Steigerung gegenüber der Vorwoche 1,(Mil¬
lionenfache ) beträgt demnach 1 Prcqent .

DaS bayerische Volksbegehren. In sämtlichen bayerischen
Städten wurden bisher 289 422 Stimmen für Auflösung des
Landtags , 261 737 für Verfassungsänderung abgegeben. In
86 bayerischen Bezirken ergab die Abstimmung 227 911 für

21 539 für Verfassungsänderung .
Aufhebung der Zeitungsverbote in Bayern. Das bayerische

Ministerium des Innern hat das Verkaufsverbot für das
»Berliner Tageblatt "

, die „Vossische Zeitung " und die „Frank -
furter Zeitung " aufgehoben.

B & clischer Teil

Zum Psalztag
Der 24. Februar ist, wie schon mitgeteilt, in Baden all-

gemein als Psalztag bestimmt. An diesem Sonntag wird
die badische Bevölkerung in zahllosen Treukundgebungen
der schwerbedrängten Volksgenossen in der Pfalz geben -
ken . Allenthalben sind Vorbereitungen getroffen, um
den Tag würdig zu begehen . Dabei wird meist in einer
großen offiziellen Feier des schweren Schicksals und der
treudeutschen Gesinnung der Pfälzer gedacht werden .
Daneben werden auch die Kirchen in den Gottesdiensten
auf den Tag hinweisen . Gleichzeitig werden , um der Be-
völkerung der Pfalz die Treue durch Tat und Opfer zu
bekunden, überall Geldsammlungen von Haus zu Haus
und auf Straßen und Plätzen , wie in Versammlungs»
und Unterhaltungslokaleneingeleitet.

♦
Karlsruhe, 20. Febr . Der Oberrat der Israeliten hat ange-

ordnet , daß beim Gottesdienste in den israelit. Gemeinden
von den Geistlichen auf die Bedeutung des Pfalzopfertages
Bezug genommen und auf die Notwendigkeit zur Beteiligung
an der Opfersammlung hingewiesen wird .

Zu de« Angriffe« ans de« Unterrichtsminister
Wegen der in der jüngsten Zeit von sozialdemokratischen

Zeitungen gegen den Unterrichtsminister gerichteten An-
griffe und besonders wegen der Fortsetzung dieser An-
griffe im „Volksfreund" hat , wie die demokratischen Zei¬
tungen melden, der Vorsitzende der demokratischen Land-
tagsfraktion im Einvernehmen mit dem Vorsitzenden der
demokratischen Landespartei ernstliche Vorstellungen beim
Vorsitzenden der sozialdemokratischen Landtagsfraktwn
erhoben. Der Letztere hat zum Ausdruck gebracht, daß
er von den Angriffen peinlich berührt sei , daß keine ver-
antwortliche sozialdemokratische Stelle an ihnen beteiligt
sei und daß die Sozialdemokratie keinen Grund habe, ihre
Stellungnahme zum Minister des Kultus und Unterrichts
einer Revision zu unterziehen.

Opfergabe der Beamtenschaft
Reichsfinanzminister Dr . Luther führte im Itberseeklub in

Hamburg am 23. Januar d. I . in einer Rede über die Reichö -
finanzen u. a. folgendes aus : „Die jetzige Festsetzung der Be-
amtengehälter darf ferner nicht als dauernd angeschen wer-
den , sondern kann nur vom Reiche als Opfergabe seines Be-
amtenstandes hingenommen werden."

Dazu schreibt der Bad. Beamtenbund: „Der Rei^sfinanz-
minister hat mit diesen Worten die augenblicklichen Beamten-
gehälter richtig gekennzeichnet . Nur daS Bewußtsein der Opfer-
gäbe an daS schwerbedrängte Reich ist es. das die Beamten -be-
fähigt , die großen Entbehrungen, die ein völlig unzureichendes
Einkommen ihnen auferlegt, zu tragen. Ohne diesen sittlichen
Imperativ gegenüber dem Reiche wäre es nicht denkbar , das
Monatseinkommen bis herab zu 60 und 70 Mark , die zum
Unterhalt ganzer Familien ausreichen müßten, angenommen
würden , ohne den stärksten Widerspruch auszulösen . Tiefe
Opfergabe ist groß und sie darf gerade darum nickt vberge-
führt auf längere Zeit ausgedehnt werden. Der größte Opfer-
mut findet an den natürlichen Tatsachen des Lebens sein«
Grenze; zum anderen ist es eine sittliche Pflicht des Staates ,
für seine Diener einen auskömmlichen Lebensunterhalt zu
sichern und sie nicht vor anderen GKedern des Volkes mit
unerträglichen Opfern zu belasten ."

$ 11 Wahl der Schöffen nnd Geschworene «
„ Das badifthe Justizministerium hat angeordnet , daß die
Wahl der Schöffen und Geschworene» für die Zeit vom I . AHrilbis Ende Dezember 1924 auf Grund der bei den Wahlen im
»Spätherbst 1928 benützten Urlisten erfolgt . Es sind in jedem
Amtsgerichtsbezirk zu wählen : 1 . für das Schöffengericht auf
14 volle 1500 Einwohner ein Hauptschöffe . 2. für die Straf -
kammer auf je volle 1500 Einwohner ein Hauptschöffe, 3. fürdaS Schnurgericht in den Schwurgerichtsbezirken Konstanz und
Offenburg auf je volle 3000 Einwohner ein Hauptgeschwore-ner , Waldshut auf je volle 1500 Einwohner ein Hauptgefchwo-
rener . Freiburg und Mannheim auf je volle 4000 Einwohner
ein Hauptgefchwvrener. Karlsruhe aus je volle 7000 Einwoh -
ner ein Hauptgeschworener. Heidelberg und Mosbach auf je
voll« 2000 Einwohner ein Hauptgefckworener. Auf je vier
Hauptschöffen des Schöffengerichts, LandgerichtShauptschöffen
und Hauptgeschworene ist je ein Hilfsschöffe und je ein Hilfs -
geschworener zu wählen.

Die württemberpischen Oberamtsvorstände
für den Oberämter -Abban

Der Verein der württembergischen höheren Verwal -
tnngsbeamten hielt dieser Tage in Stuttgart eine gut
besuchte Mitgliederversammlung ab , die sich mit dem Per -
sonalabban und der Verwaltungsvereinfachung befaßte.
Nach einer sehr eingehenden Aussprache über das Für
und Wider der Staatsvereinfachung , insbesondere über
die Zusammenlegung von Oberämtern , kam der folgende
Antrag zur Abstimmung:

„Der Verein der württembergischen höheren Verwal -
tungsbeamten hält die Aufhebung der Kreisregierungen
und die Verringerung der Zahl der Oberämter für ge-
boten.

Er betrachtet es aber gleichzeitig als dringende Notwen -
digkeit, daß auch bei allen öffentlichen Verwaltungen , so-
wie bei den Vertretungen in Reich, Staat und Gemeinde
ein entsprechender Abbau vorgenommen wird .

"
Der die Oberämter betreffende Teil der Entschließung

wurde mit großer Mehrheit , der übrige Teil fast einstim-
mig angenommen . Dabei war sich der Verein bewußt ,
so heißt es in dem offizellen Bericht des „N. Stuttgarter
Tagbl ." daß er das Standesinteresse hinter das allge-
meine Interesse zurückzustellen habe .

Kommunale Vundscdau
Grundstückserwerbungen durch die Stadt Karlsruhr. Auf

Grund von Stadtratsbeschlüssen vom 31 . Januar und 14. Fe¬
bruar 1924 erwirbt die Stadt sechs Grundstücke zum Preise
von insgesamt 8076 Goldmark ; im einzelnen beträgt der Preis
zwischen 0,67 und 1,70 , durchschnittlich 1,20 Goldmark für den
Quadratmeter . Die Grundstücke liegen teils im Erweiterungs -
gebiet der Stadt, teils im künftigen Industriegebiet. Ihr Be-
sitz ist daher für die Stadt von Interesse . Die Erwerbung er-
folgte aus Grund der für solche Fälle dem Stadtrat erteilten
Ermächtigung .

Der Heidelberger Bürgerausschuß ist auf den 8. März zueiner Vollsitzung einberufen worden ; die wichtigst« Borlage
betrifft . hie U -Mvanhlung der . städtischen Gas - , Majsth - -und
Elektrizitätswerke , sowie der in dem städtischen Wirkschafts-amt vereinigten Betriebe 'in die Rechtsform der Aktiengesell-
schasten . Nach der beigegebenen Begründung sollen die Ak¬
tien sämtlich im Besitze der Stadt verbleiben, damit der ge-
meinwirtschaftliche Charakter der bestehenden Unternehmungenin vollem Umfange geirxchrt bleibt und die für diesen Fall
vorgesehenen Steuerbefreiungen eintreten können.

Bürgermeisterkandidate «. Als Kandidaten für die Be-
setzung des Bürgermeisterpostens in Mosbach stehen Stadt ,
rechtsrat Dr . H . Friedrich in Karlsruhe und Stadtbaurat Dr .
Boulanger in Singen a. H. in engerer Wahl.

Di« Offenburger Besatzungskosten. Nach einer Besprechung
mit dem französischen kommandierenden General in Kehl be-
richtete Oberbürgermeister Holler in der letzten Stadtratssit -
zung . Im Verfolg der Besprechungen wurde bei der Besät -
zungsbchörde um Aufhebung des Paßzwanges bezw. um
größtmöglichste Erleichterung für die Einreise schriftlich nach-
gesucht . Der Vorstellung des Stadtrats war eine Reihe von
Eingaben von Vereinen und Jnteressenverbänden angefchlos-
sen . Die Erfüllung der neuesten Forderung der Besatzungs¬
behörde, die sich auf die Möblierung einer größeren Anzahl
Offizierswohnungen und Unteroffizierswohnungen bezieht,
macht der Stadt große Sorgen , zumal das Reich erklärt hat .die Kosten hierfür nicht übernehmen zu können . Der Ober -
bürgermeister hat in dieser Frage mit den Reichsstellen Ver -
Handlungen angenküpft, die noch nicht endgültig abgeschlossen
sind. — Vorbehaltlich der Finanzierung hat der Stadtrat die
Ausführung von weiteren städtischen Wohnungsbauten im
Jahre 1924 beschlossen. Als Bauplatz ist das städtische Gelände
Eck« Rhein - und Bühlerstraße vorgesehen . Zur Errichtung sol-
len wiederum 3stöckige Häuser mit Zwei - und Drei -Zimmer -
Wohnungen kommen .

Bom Freiburger Stadtgarte«. Der Stadtrat in Freiburg
stimmte grundsätzlich dem vom Gartenamt vorgelegten Projekt
zu , wonach der Stadtgarten um die Verbindungsstraße zwt-
schen der Leopold - und Mozartstraße und um das an diese
Straße anstoßende Rebstück vergrößert werden und dort ein
Naturtheater geschaffen werden solle.

Bom Kur- und Berkehrsverein Bad Dürrheim. In der
ordentlichen Generalversammlung mußte festgestellt
werden , daß während des Jahres 1923 die Fremdenzahl im
Bad Dürkheim gegenüber 1922 um zirka 3000 zurückgegangen
sei . Die besonders bei Saisonschluß eintretende Geldentwer -
tung dürfte hierzu viel beigetragen haben. Das gesamte Ver »
einsvermögen ist entwertet worden. Der durch die Entwertung ,
verloren gegangene Fonds des Konversationshauses soll durch i
eine Lotterie wiedergewonnen wevden. Der neue Kurpark soll
weiter ausgebaut werden. Gro^e Mittel sind in dem Voran -
schlag auch für Reklame eingesetzt worden. Zum Ehrenmit -
glied ernannt wurden der nach Freiburg versetzte Forstmeister
KilliuS, sowie der arrer Metzler in Oberschwörstadt, die sich

"dient gemacht haben. Durch hochwertige
''des , sriedensmäßiae Preise und Waren

verde » , den Fremdenverehr des Ortes
e Höhe zu bringen.

beide um den Ort
Leistung des Gastg
usw., soll alles g '
wieder auf seine

Nr . 8 des Badisis' en Gertz- und BerordnungS -Blattes hat
folgenden Inhalt : Notgesetz über eine weitere Änderung des
Bcamtengesetzes. Verordnungen : des Staatsministeriums : die
Leistung von Abgaben jür gemeinnützige Zwecke durch die
Gebäudeversicherun' sanitalt und die Feuerversicherungsunter -
nehmungen ; des Ministers d:s Innern und des Arbeitsmini -
sters : Gebühren für technische Untersuchungen; des Ministers
des Kultus »nd Unterrichts : das Kirchensteuerjahr 1924 . Be-
rrchligung .

Aus der Landeshauptstadt
Amtsbezeichnung der Künstler de» » adischen LandeStHeater»

Das Ministerium des Kultus und Unterrichts hat mit Zu¬stimmung des Verwaltungsrats des Badischen Lcmdesthester»
dem Kapellmeister L 'o r e n tz die Amtsbezeichnung „Staats -
kapellmeister", sowie dem Solorepetitor Schweppe die
Amtsbezeichnung „Kapellmeister" verliehen.

Landestheater. Anläßlich des Pfalz tags wird am Sonntag,den 24 . d . M ., im Könzerthaus an Stelle des Schwank»
„Der Mustergatte " eine Veranstaltung unter dem Titel
„Deutschland — Pfalz " stattfinden, die mit eine« Pro »
log „ Die Pfalz und wir " von Josef Buchhorn, gesprochen von
Stefan Dahlen , eröffnet werden wird. Daran sollen sich
künstlerische Vorträge , wie ernste und heitere Rezitationen ,darunter solche in Pfälzer Mundart und Volkslieder nach den»
noch zu veröffentlichenden Programm schließen. Den übrigen
Teil des Abends werden ein „Buntes Theater " und zum Schluß
die Aufführung des dramatischen Einfalls „ Goethe" von Ego»
Friedell und Alfred Polgar ausfüllen .

Da » Badische Landestheater hat eine neue Bühnendichtung
von Emil Strauß , dem bekannten badischen Dichter, das
Drama „Vaterland " erworben und wird es noch in dieser
Spielzeit zur Uraufführung bringen .

# Freiwillige Feuerwehr Karlsruhe - Mühlburg . Unter dem
Vorsitz des I . Kommandanten Fr . Pfeifer fand die diesjährige
satzungsgemäße Generalversammlung statt . Räch dem vom
Vorsitzenden erstatteten Geschäftsbericht brachte daS Jahr 1923
u . a . das in allen Teilen gut verlaufene 75jährige Jubelfest .
Auch bei einigen Brandfällen war das Korps beteiligt. Rechner
A . Doldt berichtet über die Kassenverhältnisse. Me seit einem
Menschenalter angelegten Sparbücher iegen infolge Ent -
Wertung brach. Dank dem Wohltätigkeitssinn mehrerer Käme-
raden kann jedoch das Korps auch fernerhin hoffnungsvoll in
die Zukunft schauen. Der Antrag des Verwaltungsrats für
die erste Hälfte des Vereinsjahres 1924 80 M. Sterbegeld für
verstorbene Kameraden zu bewilligen, fand einstimmige An-
nähme . Für den verstorbenen Kameraden Fr . (Zolling wurde
Schreinermeister Adolf Doldt mit großer Stimmenmehrheit
zum ll . Kommandanten gewählt. Zum Rechner Alfred
Wenner.

Bankneubau . Anstelle der früheren „ Museumsruine "
, Ecke

der Ritter - und Kaiserstraße , erhebt sich jetzt ein stattlicher,
vierstöckiger Neubau , das künftige Heim der Rheinischen Kre-
ditbank (jetzt Waldstraße ) . Die Übersiedlung dürfte im Laufe
des Mai erfolgen .

# Kleinfeuer. Am Mittwoch abend gegen 8 Uhr wurde die
Feuerwache nach der Markgrafenftraße 45, Geschäft von Bre¬
feld. gerufen , wo ein Dachstuhlbrand ausgebrochen war . Die
Feuerwache griff syfort energisch ein, so daß in kurzer Zeit
jede Gefahr beseitigt war . Oberkommandant Heutzer war eben»
falls am Brandplatz erschienen .

Ikurze IRacfcricbten aus Kaden
Der Abgeordnetentag des Bad . KriegerbundeS findet in

Karlsruhe am 23. Mörz d. I . im Saale >des Boidischen Roten
Kreuzes (Stesanienstr . 74 ) statt . Die Tagesordnung umfaßt
13 Punkte , von denen zu erwähnen sind : Veranstaltung einer
Bundeslotterie , Satzungsänderung , Wahl des Verbaridsaus - .
fchusses und des gesamten Präsidiums . >Fn der letzten Sitzung
des Gesamtpräsidiums trug Schatzmeister Sack den Voran -
schlag her MlMÄaffe Nnd der Unteritützun-gSkaffen .iür 1324
vor . Der Voranschlag laßt die ' Wiedergesundung erkennen
und ermöglicht die Durchführung der Friedensleistung. Der
Verein ehemaliger 169er Pforzheim und der Verein ehemali-
ger Angehöriger der 7S. Reservedivrsion Pforzheim wurden in
den Kriezerbund ausgenommen.

Mannheim , 20. Febr. In willkürlicher Weise hat die fran¬
zösische Behörde die Sperrzeiten an der Rheiubrücke geändert
und sie von abends Kll Uhr bis morgens M6 Uhr festgesetzt.
Da die Änderung der Sperrzeiten für viele Ludwigshafen« :
zu spät bekannt wurde , gab es gestern abend an der Brücke
große Ansammlungen . Unter Benützung des letzten Zuge»
von Mannheim nach Ludwigshafen konnten die Ludwig»-
hafener noch nach Hause kommen .

Mannheim , 20 . Febr. Die seit dreiviertel Fahren erledigte
Stelle eines Intendanten des Nationaltheaters wird . nun
voraussichtlich besetzt werden und zwar ist von der Theaterkom-
Mission der Leiter des Landestheaters in Oldenburg Fran -
cesco Sioli >dem Stadtrat einstimmig als Nachfolger Dr . Krät -
zers vorgeschlagen worden.

DZ • Heidelberg , 20 . Febr . In der Pfingstwoche wird hier die
Reichssynode der altkatholische Kirche Deutschlands tagen,
wozu auch der altkatholische Bischof Moog hier eintreffen wird.

DZ . Kehl , 20 . Febr . Der hiesige Küchenchef Franz Kammer¬
meier ist vom französischen Militärpolizeigericht wegen Nach-
ahmung französischer Dienststempel zu einem Jahr Gefängnis
verurteilt worden.

Neustadt i. Schw., 20 . Febr. In den Gemarkungen Buber-
fxxK Eisenbach Sck-ollach und Urach wurden zwei Bergwerks«
betriebe eröffnet : Bergwerk „Glückauf Baden " und „Morgen-
stern Karlsruhe " . Sie dienen zur Gewinnung von Eisen-
und Manganerzen .

DZ . Konstanz , 19. Fsbr . Der Berein für Luftfahrt am Bo -
densee ernannte den nach Karlsrühe versetzten bisherigen
ersten Vorsitzenden Oberregierungsrat Kaufmann zu feinem
Ehrenmitglied .

DZ . Schramberg , 20 . Febr . In Anerkennung seiner hervr -
ragenden Verdienste um die Schwarzwälder Uhrenindustri«
wurde dem technischen Leiter der Firma Gebr. Junghans , Dr .Oskar JunghanS , vom großen Senat der Technischen Hoch-
schule in Stuttgart auf einstimmigen Antrag der Abteilung
Maschineningenieurwesen ' und Elektrotechnik die Würde eines
Dr . Jng . h . c . verliehen.

Dandel und Wirtschaft
Berliner Devisen,,otierunge»

in Millionen Mark.

Amsterdam . .
Kopenhagen
Italien .
London .
Newyork .
Anis . .
Schweiz .
Prag . . . .
Wien (lGOitontJi)

! •« netnt 8tfjcr

21 . Februar 20. %tbam
Gelt. «riek «ell> Btkf

1 566 075 1 573 925« I 1566 075 1 573 925*
666 330 669 670» 664 335 666 665 '
181 575 182 455s 181 575 182 455«

18 054 750 18 145 250« 18 054 750 18145 250*
4 189 500 4 210500' 4 189 500 4210500 *

179 ',50 180450' 179 550 180450*
728 175 731 825 ' 728175 731825*
121 695 122 305' 121 695 122 305*
60 847 61153' °| 59 351 59 649 "

bebtutet tk Zuteilung in Prqmt
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Wertbeständige Anlage «
Zur Anlage für Mündelgelder und als wertbeständige Effekte»sind zugelassen :

Letzter Kurs : (in Billionen Mark)
| % Badische Kohlenwert-Anleihe ca. 11,56°/,, Mannheimer Koh .e .iwert.Anleihe . . . . ca. 11,35 /o Rhein-Main »Donau »Gold-Anlelhe . . . . ca. —
Ijo Neckarwerke Goldanleihe ca. 2,755% Preußische Kali-Anleihe pro 100 kg . . . ca . 3,55% Sächsische Roggen-Anleihe pro Ztr . . . . ca . —5 /„ Süddeutsche Feftwertbank- Oblig ca. 17
Dollarschatzanweisungen des Deutschen Reichs ca. i,2Goldanleihe d . Deutschen Reiches . . . . ca . 4,2Ferner nennen wir noch die nicht mündelsichere

wertbeständige Anleihe Frödenberg Carl,5% G . m . b - H., Lederfabrik Weinheim ca. 1 Billion

Karlsruher Börse. (20. Februar 1924 ). Abteilung :Getreide , Mehl und Futtermittel . Die Börsehatte heute wiederum einen selfr guten Besuch auszuweisen.Die Stimmung 'darf als etwas angeregter bezeichnet werden.Die Angebote fanden dagegen wenig Aufnahme , washauptsäch -lich in der Kapitalknappheit zu suchen sein dürste . Man Hörlefolgende Preise : Weizen 20,50—21 Goldmark, Roggen 17 bis17,25, Gerste 20—2050 , Hafer 14—14,50 , Welzenmehl (Müh-jensord. ) 26,50 , Weizenmehl (zweibändig ) 0,75—1 niedriger ,Weizensuttermehl zirka 12,50 , Weizenklee 3—<9,50, Weizenkleie
(Spezialsabr . ) bis 12,50 , Rcggenkleie 8,50 , Mslzkeime 14,Biertreber 14,50, Schnitzel 11 5̂0 Goldmark ; alles per 100 Kilo,M hl und Mühlenfabrikate mit , Getreide und sonstige Futter -mittel ohne Sack. Frachtparität Karlsruhe . Raubfuttermittel :Heu je nach Qualität und Art 8—9,50. Stroh 8,75—6,90 Goto»mark per 100 Kilo. Abteilung : Weine und Spiri -t u o s e n . Trotz starken Besuchs konnte sich wegen der hohenPreise lebhaftes Geschüft nicht - entwickeln . Abteilung :K o l o n ia l w a r en. Kaf 'ee, roh Santos 3,80— 4,50 Gold-mark , gewaschen 5,20—6 , gebrannt von 4,40 an , alles per Kilo

Verzollt . Tee, gut 6 80—7,60 Goldmark , mittel 8,40—0,20, fein10—14 Eol .dmark, alles per Kilo verzollt. Burmareis 0,39Goldmark . Graupen 0,37 . qelbe gespaltene Erbsen 0,40 , ire -fe.eungarische Perlbohnen 0 .4S , Linsen, mittel 0 .90 , Schweinefett1,40 , Salatöl 1,20 Goldmark , alles per Kilo verzollt.
Holzversteigerung. Bei einer Brennbalzverstemeruna inAuggen zeigten die Anwesenden wenig Kaufneigung . Durch

Hinznlassuna auswärtiger Interessenten als Käufer konnten
jedoch ansehnliche Preise erhielt werden . Für eln Tter buche-nes Scheitevholz sollen 9—10 Mark , beste Qualitäten aber
auch bis auf 20 ^ ?ark durch Gebot der auswärtigen Käufergekommen sein . Prn ^e'hol« sei dabei bis auf 5 Mark ge^ei-
gert worden , für bessere Qualitäten jedoch noch höher. Wieverlautet , sind u. a . auch 160 Ster nach . Freiburg verkauftworden

Vom Vciltttawarlt Der französische Franken hat sich am
Mittwoch in. England etwas gebessert . Er ging auf 102 fünfAchtel . Am ^ rtlinrr Devisenmarkt zeigten die Anfvrderun -
gen auch am Mittwoch in fast allen wichtigen Arten eine wei -tere leichte Steigerung . In der Anpassung an die veränder -ten Weltparitäten wurden die Kurse und Zuteilungen auf -
vchterfiVtltcn . Man hört übri -iens , dak die von der Reichsbank
Veranlagten Revisionen noch keineswe-->s abgeschlossen und das,an einzelnen Stellen wieder gewisse Beanstandungen erhobenworden sind , deren Tragweite und Folgen sich aber noch nichtbeurteilen lassen .

Großhandelsindex . Die aus den 19. Febr . errechneten Großhan -
delSindexziffern des Stat . Reichsamtes ergeben gegenüber dem
Stande vom 12. Februar ( 115,4 ) eine Steigerung von 1,8 auf
117,5 . Von den Hauptgruppen stiegen die Lebensmittel von

99,7 um 3 Prozent auf 102,7 so datz die Gruppe Getreide und
Kartoffeln von 78,8 um 3,9 Prozent auf 81,9 stieg . Die Haupt -
gruppen der Jndustriestoffe bleiben mit 145,1 nahezu unver -ändert ebenso die Gruppen Kohlen und Eisen mit 137,3 . DieInlandsware « stiegen von 103 .7 um 2 Prozent auf 105,8. DieEinfuhrwaren stiegen von 174,1 um 1 Prozent auf 175,8 .

Der Berkehr mit fohle . Die AußenhcmdelSabteilung der
Handelskammer Mannheim teilt uns folgendes mit : Die inden letzten Tagen erschienenen Pressemitteilungen über Auf-
Hebung der Verordnung 177 der Interalliierten Rheinland -
kommission hat zu verschiedenen Irrtümern Anlaß gegeben̂da durch die Mitteilung der Anschein erweckt wird , daß dergesamte Verkehr im besetzteil Gebiet frei sei. Nach Ordonnanz177 , die den Verkehr mit Kohlen, Koks umd Braunkohlen in -
nerhalb des besetzten Gebietes regelt , durften alle aus dem
besetzten Gebiet herrührenden Kohlen, Koks und Braunkohlennur mit einem Passierschein, ausgestellt von der BesatzungÄe-
Hörde , befördert werden. Alle anderen Verordnungen der
Rheinlanidskommission, insbesondere über die Ausstellung von
Pässen usw ., sind nach wie vor in Giltigkeit .

Die Frage einer Ermäßigung der Gütertarife wurde am
Mittwoch in der in Berlin Abgehaltenen Sitzung des stän-
digen Ausschusses des Reichseisenbahnrates eingehend beraten .Es wurde ein Antrag angenommen , der eine Ermäßigungaller Tarife der Normalklasse nach Klassen gestaffelt um 10bis 20 Prozent befürwortet . Die Ermäßigung von 8 Pro -
zent ist in diesen Zahlen bereits enthalten . Für die Kohlen-tarife wurde eine Ermäßigung von 25 Prozent und eine be-
sondere tarifarisch . Erleichterung gewünscht. Zum Wiederaus-bau des Wirtschaftslebens souen weitere Ausnahmetarife ein-
geführt beziehungsweise vorhandene weiter ausgebautwerden. Hinsichtlich der Personentarise trat der Aus-
schuß einer Vorlage der Vcriwaltung bei. Die
Schnellzugs» « schlägt im Preise sür Zeitkarten blei-ben unverändert . Die Verordnung über die Schaffung des
Unternehmens „Deutsche Reichsbahn" behält bei Änderung der
Normaltarife der Reichsregierung die Mitwirkung vor.

ÄtaZtsmizeiger
Bekanntmachung

Die Wahl der Schöffen und Geschworenen
An die Bezirksämter

Der Fustizminister hat auf Grund der §8 13, 19 und 41 derVerordnung der Reichsregierung vom 4 . Januar 1924 iinpr
Gerichtsverfassung und Strafrechtspslege (RGBl . I S . 1ö > die
erforderlichen Anordnungen zur Wahl der Schönen und Ge¬
schworenen erlassen.

Nachstehend werden dieselben auszugsweise mitgeteilt mitder Weisung, rechtzeitig für den Ersatz ettva weggefallenerVertrauenspersonen Sorge zu tragen .
1. Die Wahl der Schösien und Geschworenen für die Zeitvom 1 . April bis Ende Dezember 1924 erfolgt auf Grund derbei den Wahlen im Spätjahr 1923 benützten Urlisten.2 . Als Vertrauenspersonen gehören dem Ausschuß diejeni¬

gen Personen an , die bei der Wahl der -Schöffen und Geschwo -renen im Späljahr 1923 als solche mitgewirkt haben. Für inder Zwischenzeit etwa weggefallene Vertrauenspersoneu wähltder Bezirksrat ein gleiche Anzahl Vertrauenspersonen .3. Die Sitzung des Ausschusses soll spätestens am 10 Märzd . I . stattfinden.
Karlsruhe , den 20 . Februar 1924

Der Minister des Innern
I . B. : LeerS

Vom Sonntag , den 24 . Februar an verkehren die Züge 702,Rastatt ab 5,25 vorm. und 703 , Wintersdorf ab 5,48 vorm.nur noch Werktags . Dagegen werden die Züge 706, Rastatt

ab 7,30 dorm, und 707, WinterSdors ab 7,50 vor« , fünft «auch an Sonn - und Feiertagen geführt .Vom Montag den 2S. Februar an fallen die Züge 1S21 (88.)Karlsruhe ab 3,00, Maxau an 3,23 und 1320, Maxau ab 3,24,Karlsruhe an 3,43 nachm. aus . Der Zug 1323, bisher Karls -ruhe ab 4,41 nachm. verkehrt von diesem Tag an früher :Karlsruhe ab 4,30 , Zeppelinstratze 4,38 , Karlsruhe -Mühlburg4,43, Knielingen 4,49 , Maxau an 4,54 nachm. Der Zug 1322Maxau ab 3,55 nachm . verkehrt vom 25. Februar an täglich .Gleichzeitig wird der Zug 1267 , bisher Karlsruhe ab 4,30
nachm . nach Graben -Neudorf über Eggenstein später gelegt?Karlsruhe ab 4,40, Zeppelinstraße 4,48, Karlsruhe -Mühlburg4,53, Graben -Neudorf an 5,29 nachm.

personeller XEeil
Ernennungen , Versetzungen, Zuruhesetzungen usw.

der planmäßige« Beamten

AuS dem Bereich des Ministeriums des Inner «
In den einstweiligen Ruhestand versetzt :

Geh. Regierungsrat Karl Meyer, Direktor deS Oberversiche-
rungsamts in Mannheim , Geh. Regierungsrat Karl Anton
Steiner , Oberamtmann in Mannheim , Bezirksarzt Medizinal -
rat Dr . Wippermann in Mosbach.

Auf Ansuchen in den einstweiligen Ruhestand versetzt :
Geh. Reaierungsrat Dr . Heinrich Belzer, Oberamtmann in

Konstanz, Geh. Regierungsrat Karl Hoerst, Oberamtmann in
Freiburg , Geh. Regierungsrat Dr . Albert Mays , Oberamt¬
mann in Durlach .

In den Ruhestand versetzt auf Ansuchen:
Revisionsoberinspektor Konrad Weismann beim Bezirksamt

Offenburg .
Zuruhegefetzt:

Gendarmeriekommissär Karl Bundschuh in Mannheim .
Entlassen auf Ansuchen :

Polizeiwachtmeifter Herbert Zieger in Heidelberg.
Ministerium des Kultus und Unterrichts

Verliehen :
dem planmäßigen außerordentlichen Professor für deutsche

Sprache und Literatur an der Technischen Hochschule Karlsruhe
Dr . Karl Holl die akademischen Rechte und die AmtSbezeich -
nung eines ordentlichen Professors , den Privatdozenten an der
Universität Freibiirg Dr . Erich Rominger , Dr . Harry KoenigS-
feld und Dr . Alfred Stühmer die Amtsbezeichnung außer -
ordentlicher Professor für die Dauer ihrer Zugehörigkeit zum
Lehrkörper der Universität .

Ernannt :
den Direktor der Universitäts -Bibliothek Heidelberg Profes »

sor Dr . Rudolf Sillib zum ordentlichen Honorarprofessor an
der Universität Heidelberg.

Einstweilig zuruhegefetzt:
der wissenschaftliche Hilfsarbeiter Professor Fritz Schmidt an

der Technischen Hochschule Karlsruhe , Aufseherin Berta Wen-
disch an der Augenklinik der Universität Freiburg .

Zuruhegefetzt auf Ansuche »:
Professor Dr . Ferdinand Bissing an der Oberrealschule

Schopfheim.
Zuruhegefetzt krast Gesetzes :

Hausmeister Karl Müllich an der Universität Heidelberg.
Zuruhegefetzt :

Verwaltungsobersekretär Stephan Matt bei der Universi¬
tätskasse Freiburg , auf Ansuchen.

Verwaltungsoberinspektor Philipp Schleret an der Techni-
fchen Hochschule Karlsruhe , auf Ansuchen . (In der ersten Per -
öffentlichung war insofern ein Fehler unterlaufen , als irr -
tümlich geschrieben wurde „Verwaltungsoberinspektor a. D .

" )

Landeshauptstadt Karlsruhe

Badisches Landestheater .
Donnerstag , 21 . Febr . 7 b . g . I/- ll Uhr . Sp . 14 .20 M.

Abonnement D 14 .Th .-Gem . B.V .B . Nr . 2801 —3000 und 6001 —6200.
Götz von Berlichingen mit der eisernen Hand.

Badisches Landestheater .
Freitag , 22. Febr . 7 ' /, b . n . 10 Uhr . Sp . I 5 .40 M.

Abonn . B 14 . Th .-Gem . B V .B . Nr . 6201 - 6400 .Der Troubadour .
Vor kurzem erschien :

40

Männer und Frauen Karlsruhes!
Die kerndeutsche Pfalz , unser schönes Nachbarland mit seiner uns stammver-wandten Bevölkerung schmachtet in furchtbarer Not und Pein . Unsägliches erduldet sieum ihrer Treue zum deutschen Vaterlande willen . Treue um Treue ! Wir wollen unserenpfälzischen Brüdern und Schwestern bezeugen, daß wir sie nicht vergessen und nichtverlassen. Wie im übrigen Deutschland, so wollen wir auch hier in Karlsruhe am Sonn -tag , den 24. d . Mts ., einen Opfertag veranstalten , mit dessen Erträgnis den unglücklichenOpfern der Fremdherrschaft in der Pfalz Hilfe gebracht werden soll .Außerdem wollen wir in einer öffentlichen Kundgebung unseren Dank an diePfälzer Bevölkerung für ihre prächtige deutsche Haltung in den Tagen schwerster Drang -sal zum Ausdruck bringen -
Die Kundgebung wird am

Sonntag , 24 . Februar d . J . , vormittags 11^ Ahrin der städtischen Festhalle
stattfinden .

Für die Mitwirkung , haben sich freundlichst zur Verfügung gestellt
Ei « Pfälzer als Redner .
Das Orchester des Vavischen Landestheaters (Leitung : Opern -dtrektor Fritz CortoleziSj ,
für die Orgel der Direktor des Badischen Konservatoriums Pro -fessor Heinrich Kaspar Schmid ,der Karlsruher Lehrergesangverein ( Leitung : Professor Schmi ») .

Ich lade die gesamte Bevölkerung hiezu ein . Eintritt frei.

für

MMe - WWMsihlWmle
Mit Anmerkungen

herausgegeben von
Anton Ziegelmaier

Äranlenkasseiivirwalttr und Landtagiabgeordncter
Preis 1 Mark

Im Hinblick darauf , daß eine Ausführungsver -
ordnung zum Fürsorgegesetz nicht veröffentlicht wird,
ist die hier vorliegende Erläuterung des damit be-
trauten Landtags -Reserenten allen beteiligten Kreisen
willkommen. Sie wird die Durchführung des Ge-
setzes erleichtern helfen und dazu beitragen, daß
dieses seinen sozialen Zweck erreicht.

E . m. b. H.
Karlsruhe , Karlfriedrichstraße 14

Prlwt-
iKkuifttl

, « Mannheim
0 . 6. 6.
Planken 8 .47

Fernspr . 5503
In . Maler & Co., <3. m . b.H

Maskenkostüme
zu verleihen.

Kreuzstraß » 1 , Seiten¬
bau II - Stock bei Kumm .
Lad . Eesetz- n. JJerotinnngsM

Jahrgänge 17—23
ZieiGgeWIlltt

Jahrgänge 18—23
billig zu verkaufen . V548

Kommuualverbaud
Mosbach t. » ade« .

Karlsruhe , den 19. Februar 1924 .
D ?r Oberbürgermeister .

Zugänge : Ost- und Westseite der Festhalle und Hauptportal . D .126

Vollzug des Rennwett - und Lotteriegesetzes , hierGesuch deS Johannes Ulmer i« Karlsruh « um
Zulassung zur Ausübung des Buchmacher -

gewerbes betressend.
Dem Buchmacher Hans Ulmer in Karlsruhe ,Zirkel Nr . 30 II, wurde für die Zeit bis zum 31 . De-

zcmber 1924 die Erlaubnis erteilt , innerhalb der Stadt
Karlsruhe gewerbsmäßig Wetten bei öffentlichen Lei-
stungsprüsungen für Pferde abzuschließen oder zu ver-
Mitteln und Georg Gensheimer als Buchmacher -
gebilfen in seiner Niederlassung, Kaiserstraße 73, zubeschäftigen - '

33 .528
Karlsruhe , den 7 . Februar 1924 . O .Z. 14

Der Minister des Inner «.
In Vertretung : L e e r s . Ecke .

ZMWMslWllW
Freitag , den 22. Februar

1924 , nachmittags S Uhr,werde ich in Karlsruheim Pfandlokal, Steiuftr. 28,
gegen bare Zahlung im
Vollstreckungswege offent»
lich versteigern :

2 Schreibmaschine «, 1 Schuh,
reparoturmaschiue , 1 Leder,
walzmaschinc , 1 Zuschneide ,
tisch , 1 Warenschrant, 5 k{
Gummisohle« , 10 kg Sohl
lebet , co.30 □ Fuß Chevreaux
und Boxcalvleder, 1 Stück
Rindleder und 4 Schachtel»
Gummiabsähe. B .54S

Karlsruhe , 21 . Febr . 1924.
Roe, Gerichtsvollzieher

l

Öffentliche Bersteizerumgalter , für Eisenbahnzwecke
nicht mehr geeigneter Ge-
rate , darunter Feuersprit -
zen, Kachherde . Backöfen ,Schränke. Bettstellen gegen
Barzahlung am Dienstag
den 26 . Februar , vormit»
tags 8 Uhr beginnend , im
Gerätehauptlager Karls -
ruhe , alter Personenbahn .
Hof (Eingang Rüppurrer -
straße). V.4SSL.1.
Karlsruhe , IS. Febr . 1024.

Reichsbahndirektion —
Materialamt.
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